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I. Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
gemäß § 9 (1) Ziffer 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO

1.1 Sonstige Sondergebiete (gemäß § 11 BauNVO)
Sondergebiet 1 (SO 1)
Zweckbestimmung  Großflächiger Einzelhandelsbetrieb - Lebensmitteldiscounter und Wohnen  gemäß § 11 (3) Ziffer 2 
BauNVO unter folgender Voraussetzung:
- Lebensmittel - Discounter: maximale Verkaufsfläche 1.000 m² (inkl. Vorkassenzone)
- Zulässiges Kernsortiment:
· Waren des Wirtschaftszweiges 52.11 (Einzelhandel mit verschiedener Art, Hauptrichtung Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabakwaren);
· Waren des Wirtschaftszweiges 52.33 / 52.33.2 (Einzelhandel mit Parfümeriewaren, Körperpflegemitteln, Einzelhandel mit 
Drogerieartikeln);
· Waren des Wirtschaftszweiges 52.41 (Einzelhandel mit Textilien) jeweils nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 2003 des Statistischen Bundesamtes.
- Der Verkauf von Waren als Aktionsware bzw. als Randsortiment ist auf einer Fläche von maximal 10 % dieser 
Verkaufsfläche zulässig.
- Vorkassenzone mit Einzelhandels- und Dienstleistungen wie Bäcker, Metzger, Blumenverkauf, Schlüsseldienst, Imbiss.
- Fachmarkt: maximale Verkaufsfläche 500 qm
Die zusätzliche Verkaufsfläche für die Shopeinheiten darf insgesamt maximal 500 qm betragen.
- Dienstleistungs-, Praxis- und Büronutzung,
- Schank- und Speisewirtschaft, Bistro,
- Wohnen, ausschließlich oberhalb des Erdgeschosses.

2. Maß der baulichen Nutzung
gemäß § 9 (1) Ziffer 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21 BauNVO

(*) Die festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahlen überschreiten die Obergrenze des § 17 BauNVO. Gemäß § 17 (2) 
Ziffer 1-3 BauNVO werden die Bedingungen für die Zulässigkeit der Überschreitung erfüllt (siehe hierzu Ausführung in der 
Begründung zu diesem Bebauungsplan).

Höhe der baulichen Anlagen gemäß §§ 16 und 18 BauNVO
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (H) beträgt im SO1 - Gebiet bei I Vollgeschoss max. 5,0 m, bei I-II 
Vollgeschossen max. 9,0 m, bei zwingend II Vollgeschossen max. 9,0 m und bei II-IV Vollgeschossen mind. 7,5 bis max. 
16,0 m.
Unterer Bezugspunkt ist die mittlere Höhe der zugehörigen erschließenden fertigen angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche.

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Stellung der baulichen Anlagen
gemäß § 9 (1) Ziffer 2 BauGB sowie §§ 22 und 23 BauNVO

Bauweise gemäß § 22 BauNVO
In Abweichung (a) von der offenen Bauweise sind Gebäudelängen bzw. -breiten von mehr als 50 m zulässig bzw. einseitige 
Grenzbebauungen zulässig.

4. Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nutzung von Grundstücken erforderlich 
sind, wie Flächen für Stellplätze und Garagen
gemäß § 9 (1) Ziffer 4 und 22 BauGB

Stellplätze, Garagen, Carports und Nebenanlagen sind innerhalb der MI-Gebiete auch außerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig. In den sonstigen Sondergebieten sind Stellplätze ausschließlich auf den besonders ausgewiesenen 
Flächen zulässig. (siehe auch Festsetzungen unter Punkt 7.)

5. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen
gemäß § 9 (1) Ziffer 10 BauGB

(nicht Teil der 2. Änderung)

6. Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
gemäß § 9 (1) Ziffer 11 BauGB

Auf Grund der hohen Verkehrsbelastung auf der Dortmunder Straße kann gemäß § 9 (1) 11 BauGB die Zu- und Ausfahrt 
nur rechts rein, rechts raus erfolgen. Erst nach Bau der "Kanaltrasse" kann eine Veränderte verkehrliche Anbindung i.V.m. 
§ 9 (2) 2 BauGB erneut geprüft werden. Weitere Ausführung siehe Begründung. Ausnahmsweise kann nach 
Fertigstellung der  Kanaltrasse  eine veränderte verkehrliche Anbindung zugelassen werden, wenn eine 
verkehrssichere Benutzung sichergestellt ist.

7. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
gemäß § 9 (1) Ziffer 21 BauGB

Begünstigte:
a) Stadt Hamm
b) Allgemeinheit
d) Stadtwerke Hamm GmbH

Zu Begünstigte a) Allgemeinheit
Das Gehrecht gilt nur während der Öffnungszeiten des grundstückseigenen Betriebes.

Zu SO1-Fläche
Die SO1-Fläche wird dauerhaft mit einem Gehrecht zu Gunsten der Allgemeinheit für die Querung von der Fangstraße zur 
Neufchateaustraße und von der Dortmunder Straße zur Fangstraße bzw. Neufchateaustraße belastet. Das Gehrecht gilt 
nur während der Öffnungszeiten des grundstückseigenen Betriebes.

Zu Begünstigte d) Stadtwerke Hamm GmbH
Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht im nördlichen Bereich des Plangebietes umfasst den 1,50 m breiten Schutzstreifen 
vorhandener Kabeltrassen.

8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
gemäß § 9 (1) Ziffer 20 und 25 BauGB

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 (1) 
Ziffer 20 BauGB.

(nicht Teil der 2. Änderung)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 (1) Ziffer 25a BauGB.

Je 6 Stellplätze ist ein großkroniger heimischer und standortgerechter Laubbaum, Stammumfang mindestens 20 cm, 
gemessen in 1,00 m Höhe über dem Erdboden, zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind durch 
Neuanpflanzungen zu ersetzen.

9. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung 
oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden Vorkehrungen
gemäß § 9 (1) Ziffer 24 BauGB

Für die Schaffung der Wohnverträglichkeit gegenüber den Geräuschemissionen sind Lärmminderungsmaßnahmen 
erforderlich.
Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche (z.B. LPB IV: maßgeblicher Lärmpegelbereich) sind für die 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen (mit Ausnahmen von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen) 
bei Neubaumaßnahmen oder wesentlichen Änderungen bestehender Gebäude an den lärmzugewandten Seiten der 
Verkehrswege  Dortmunder Straße  und  Neufchateaustraße  die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten 
Anforderungen an die Luftschalldämmung (gem. DIN 4109  Schallschutz im Hochbau  Ausg. Nov. 1989 / Bezugsquelle: 
Beuth-Verlag GmbH, Berlin) einzuhalten.

Lärmpegelbereich  Maßgeblicher Außenlärmpegel  db(A) nach Raumarten
erf. Schalldämmmaß (R`w,res) des Außenbauteils in dB

___________________________________________________________________________________
I Raumarten 
I________________________________________________________
I Bettenräume Aufenthaltsräume Büroräume 1) 
I in Kranken- in Wohnungen, und ähnliches
I anstalten und Übernachtungsräume in

Lärm-  Maßgeblicher I Sanatorien Beherbergungsstätten,
pegel Außenlärm- I Unterrichtsräume und
bereich pegel" I ähnliches

_________________________________________________________
I erf. Schalldämmmaß (R´w,res) des Außenbauteils in dB

___________________________________________________________________________________
    LPB I bis 55 I 35 30 -
___________________________________________________________________________________
    LPB II 56 bis 60 I 35 30 30
___________________________________________________________________________________
    LPB III 61 bis 65 I 40 35 30
___________________________________________________________________________________
    LPB IV 66 bis 70 I 45 40 35
___________________________________________________________________________________
    LPB V 71 bis 75 I 50 45 40
___________________________________________________________________________________
    LPB VI 76 bis 80 I 2) 50 45
___________________________________________________________________________________
    LPB VII >80 I 2) 2) 50
___________________________________________________________________________________
1) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten 
Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt.
2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.

9.1 Außenbauteile sind die Bauteile, die Aufenthaltsräume nach außen abschließen, insbesondere Fenster, Türen 
Rollladenkästen, Wände, Dächer und Decken unter nicht ausgebauten Dachgeschossen. Das resultierende 
Schalldämmmaß muss vom Gesamtbauteil erbracht werden. Es sind daher die Flächenanteile von Wand, Dach, 
Fenstern, Dachaufbauten etc. zu ermitteln. Die Berechnung der konkreten Dämmwerte erfolgt im 
Genehmigungsverfahren gem. DIN 4109 (u. Berücksichtigung der Tabellen 8 bis. 10). Wenn die Fensterfläche in der zu 
betrachtenden Außenwand eines Raumes mehr als 60 % der Außenwandfläche beträgt, sind an die Fenster die gleichen 
Anforderungen wie an Außenwände zu stellen.

9.2 Bei besonders schutzbedürftigen Räumen (z.B. Schlafräumen), die auf der zur Geräuschquelle zugewandten 
Gebäudeseiten angeordnet werden, muss die erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenfassaden auch im 
Lüftungszustand (z.B. durch schallgedämmte Lüftungssysteme oder Belüftungen über die lärmabgewandte 
Fassadenseite) sicher gestellt werden.

9.3 Von den hier festgelegten Anforderungen kann ausnahmsweise durch Einzelfallnachweis abgewichen werden, wenn 
sich durch eine Neuberechnung der Geräuschimmissionen unter Berücksichtigung des konkreten Bauvorhabens andere 
Beurteilungspegel an den verschiedenen Fassaden ergeben.

9.4 Hinweis: Darüber hinaus wird empfohlen, im Rahmen von Neubaumaßnahmen durch die Gestaltung der Grundrisse 
und geschickte Anordnung der Schlafräume zur lärmabgewandten Seite der vorhandenen Lärmsituation Rechnung zu 
tragen.

9.5 Anlagenlärm: Für den Anlagenlärm gilt eine Berücksichtigung der mit dem Betrieb innerhalb des Sondergebietes 
verbundenen Emissionen (Schallleistungen- und Spitzenpegel) durch:
- Kundenparkplatz (mit den entsprechenden Fahrwegen, Stellvorgängen, Türenschlagen, Einkaufswagen schieben etc.),
- Anlieferung durch LKW, Rangier- und Verladevorgänge, LKW-eigene Kühlaggregate, Lüftungs- und Kühlaggregate
- Potenzielle Einrichtung wie z. B. Schank- und Speisewirtschaften, Bistro, Beachtung der Öffnungszeiten der 
Einrichtungen (Vollsortimenter, Discounter, etc.).

9.6 Hinweis: Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist sicherzustellen, dass folgende Nutzungszeiten 
festgeschrieben werden.
- Kein Anlieferverkehr innerhalb des Sondergebietes in der Zeit von 20:00 Uhr bis 7:00 Uhr (Ausnahmen sind im 
Genehmigungsverfahren im Rahmen von Einzelfallbetrachtungen schalltechnisch zu prüfen).
- Keine Nachtnutzung der Märkte zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr.
- Die neu errichteten Zufahrten und Rückstoßflächen innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze sind 
ausschließlich in Asphalt auszuführen.
- Die Rückkühler der Kühltechnik innerhalb des Sondergebietes sind schalltechnisch so zu dimensionieren, dass an den 
nächstgelegenen Immissionsorten von diesen Geräusch-Quellen ein Immissionsschallpegel von L < 30 dB(A) bewirkt 
wird. Ein diesbezüglicher schalltechnischer Nachweis ist in den jeweiligen Baugenehmigungsverfahren für die einzelnen 
Märkte zu erbringen. Dabei ergibt sich folgende Situation der Immissionsorte:
- vorhandene Bebauung im Süden des Plangebietes bzw. an der  Fangstraße" und der  Neufchateaustraße" ist als 
Mischgebiet zu klassifizieren mit Anspruch auf Einhaltung der Werte nach TA Lärm von 60/45 dB(A) tags/nachts,
- vorhandene Bebauung im Norden des Plangebietes, nördlich der  Dortmunder Straße" an der  Robert-Haase-Straße" 
(südlich der  Robert-Haase-Straße" die Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete (WA) in Höhe von 55/40 dB(A) 
tags/nachts und der  Fritz-Husemann-Straße" (Mischgebiet mit Anspruch auf Einhaltung der Werte nach TA Lärm von 
60/45 dB(A) tags/nachts),
- geplante Wohnnutzung innerhalb des Sonstigen Sondergebietes im Einmündungsbereich der  Neufchateaustraße" in 
die  Dortmunder Straße" ist als Mischgebiet zu klassifizieren mit Anspruch auf Einhaltung der Werte nach TA Lärm von 
60/45 dB(A) tags/nachts bzw. nach DIN 18005 von 60/45 dB(A) tags/nachts.

II. Festsetzung gemäß § 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 (4) BauONRW (Örtliche 
Bauvorschriften)
1. Dachformen / Dachneigungen
In den gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind je nach Einschrieb folgende Dachformen / Dachneigungen 
zulässig:

Pultdach (PD), Satteldach (SD) maximale Dachneigung von 10 Grad Flachdach (FD)

2. Werbeanlagen
Werbeanlagen sind in den Sonstigen Sondergebieten zulässig:
- bis zu einer Gesamtgröße von 5 % der jeweiligen Fassadenfläche,
- wenn sie an der Fassade angebracht sind und nicht über die Attika hinausreichen bzw. nicht innerhalb der 
Dachfläche und/oder oberhalb der Traufe liegen,
- soweit die einzelnen Schriftzeichen rückseitig beleuchtet werden (indirekte Beleuchtung) und
- wenn sie nicht mit grellen Farben und Wechsellicht betrieben werden sollen.
Zusätzlich können Einzelanlagen bzw. freistehende Anlagen sowie Einzelanlagen an Masten und Seilen 
zugelassen werden, sofern sie entsprechend gestaltet und betrieben werden.

Zulässig sind beleuchtete Hinweise für den Suchverkehr und Anstrahlungen von Betrieben und Betriebsstellen zu 
Zwecken des Werkschutzes (Sicherheitsanlagen).

Bei der Errichtung von Werbeanlagen außerhalb der festgesetzten Ortsdurchfahrt bedarf jede einzelne 
Werbeanlage, die unter die Vorschriften der Unzulässigkeit außerhalb der Ortsdurchfahrt fällt, eines 
Genehmigungs-/ Zustimmungsverfahrens durch die oberste Landesstraßenbehörde.

III. Hinweise
Hinweis  Denkmalschutz 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte 
Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen 
und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 
werden. Die Entdeckungen von Bodendenkmälern ist der Stadt Hamm als Untere Denkmalbehörde (Telefon: 
02381/174561, -62, Fax: 02381/172920) und / oder der LWL - Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe 
(Telefon: 2761/93750, Fax: 02761/937520) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei 
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher 
von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das 
Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschungen bis zu sechs Monaten in Besitz 
zu nehmen (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NRW).

Hinw eis  Kam pfmittel 
Generell ist bei allen Baugrundeingriffen erhöhte Aufmerksamkeit geboten, da die Existenz von Kampfmitteln nie 
ganz ausgeschlossen werden kann. Falls bei Erdarbeiten verdächtige Gegenstände gefunden werden oder eine 
außergewöhnliche Verfärbung des Erdreichs zu bemerken ist, ist sofort telefonisch die Feuerwehr (903-250, 903-0 
oder Notruf 112) oder die Polizei (916-0 oder Notruf 110) zu benachrichtigen.

Hinweis  Artenschutz 
Bauherren sind für die Einhaltung der Vorschriften zum Artenschutz nach BNatSchG verantwortlich.

Hinweis  DIN-Normen und sonstige Quellen 
Die auf dieser Planurkunde genannten DIN-Normen und VDI-Richtlinien können im Bautechnischen Bürgeramt des 
Technischen Rathauses, Gutstav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm eingesehen werden.

Hinweis  Landesstraße
Die Verkehrserschließung (Zufahrtsgestaltung) ist mit der Straßenbauverwaltung im Rahmen einer 
Sondernutzungserlaubnis zu regeln.
Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ist der Landesbetrieb Straßenbau NRW bei allen innerhalb des 40 m 
Genehmigungsbereiches der L 736 geplanten Bauvorhaben zu beteiligen.

Methanausgasungen (Bereich III)
Nach gutachterlichen Feststellungen liegt der Geltungsbereich des Bebauungsplans in einem großflächigen 
Bereich, in dem aktuell Ausgasungen von Kohlenflözgasen auftreten können. Eine Freisetzung aus Methan ist 
insbesondere dann möglich, wenn die abdichtenden Schichten des Quartär sowie des Emscher-Mergels durchteuft 
werden. Es können dann bautechnische Maßnahmen wie zum Beispiel eine flächige Gasdränage unter Neubauten 
oder eine Abführung von aufsteigendem Gas zum Beispiel mittels Rigolen, Drainplatten oder Entgasungsleitungen 
notwendig werden. Es wird daher dringend empfohlen, objektbezogene Untersuchungen sowie die 
Konzepterarbeitung von Vorsorge- und Sicherheitsvorkehrungen durch einen Sachverständigen durchführen zu 
lassen. Nähere Informationen können beim Umweltamt eingeholt werden.

Kontaktdaten
Die in den Hinweisen angegebenen Kontaktdaten (Name, Adresse, Fax- oder Telefonnummer) haben den Stand 
vom August 2016.

Übersichtsplan

Bebauungsplan Nr.05.060
- Marktplatz Herringen -

2. (vereinfachte) Änderung

Kennzeichnung in Textform gemäß §9(5)BauGB
Unter den im Geltungsbereich liegenden Flächen 
ging der Bergbau um.
Auch nach Beendigung des Kohleabbaues muss 
mit bergbaulichen Auswirkungen gerechnet 
werden.

LPB III

LPB IV


